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Unterrichtung 
durch den Bundesrat 

Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
- Drucksachen 13/1207,13/4788 - 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 

Schreiben des Präsidenten des Bundesrates an den Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses vom 5. Juli 
1996 - mit Abdruck an die Präsidentin des Deutschen Bundestages zur Kenntnisnahme. 

Der Bundesrat hat in seiner 699. Sitzung am 5. Juli 
1996 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 13. Juni 1996 verabschiedeten Gesetz zu verlan-
gen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den nachstehenden 
angegebenen Gründen einberufen wird. 

1. Zu Artikel 1 Nr. 01- neu - (§ 1 a Abs. 1) 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende 
Nummer 01 einzufügen: 

,01. § 1 a Abs. 1 wird nach dem Wort „einzelner" 
wie folgt gefaßt: 

„dienen. Sie sind als Lebensraum für Pflan-
zen und Tiere zu erhalten und wiederherzu-
stellen. Durch Planung, Überwachung und 
andere geeignete Maßnahmen ist darauf hin-
zuwirken, daß Beeinträchtigungen vermie-
den werden. ” ’ 

Begründung 

Die geltende Fassung des Gesetzes stellt den Ge-
danken der Ausnutzung natürlicher Ressourcen 
zugunsten des Menschen einseitig in den Vorder-
grund. Der dem Schutz der Gewässer als Be-
standteil des Naturhaushalts zukommende Stel-
lenwert kommt nicht in der erforderlichen Deut-
lichkeit zum Ausdruck. Neben dem Bewirtschaf-
tungsaspekt müssen der Schutz des Wasserhaus-
haltes als Naturbestandteil sowie das Vorsorge-
prinzip als Leitgedanke der Gewässerbewirt-
schaftung gesetzlich artikuliert werden. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 5 Abs. 1 Satz 2 bis 4) 

In Artikel 1 ist Nummer 3 zu streichen. 

Begründung 

Eine besondere gesetzliche Regelung des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes ist entbehrlich, da 
dieser Grundsatz bereits Verfassungsrang hat. 
Die Einführung einer sog. dritten Verhältnismä-
ßigkeitsebene stellt eine Überbetonung dieses 
Grundsatzes dar und erweckt den Eindruck, daß 
der Gesetzgeber zusätzliche Erleichterungen auf 
der Anforderungsebene schaffen wollte. § 5 ist 
der Hauptanwendungsfall im wasserwirtschaftli-
chen Vollzug, insbesondere im Bereich der Ab-
wasserbeseitigung. Die vollziehenden Wasserbe-
hörden wären von Amts wegen in jedem Einzel-
fall gehalten, sich auch mit der wirtschaftlichen 
Vertretbarkeit der nachträglichen Anordnungen 
auseinanderzusetzen. Dies ist in dieser Form 
nicht leistbar und entspricht im übrigen nicht 
dem im WHG selbst vorgegebenen Sicherstel-
lungsauftrag der Länder (§ 7 a Abs. 3). Das zum 
Schutze aller Gewässer gesetzlich verankerte 
Emissionsprinzip des § 7 a wird in Frage gestellt. 
Die Verfahren würden zunehmend mit Rechts-
streitigkeiten belastet. Der auch durch die Novel-
lierung angestrebte Deregulierungs- und Be-
schleunigungseffekt wird ebenfalls nicht zu er-
reichen sein. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 a Abs. 5) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist § 7 a Abs. 5 zu streichen. 
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Begründung 

Die Erläuterungen des Begriffs des Standes der 
Technik führen in keiner Weise zu einer Verein-
fachung der Rechtslage, sondern bringen durch 
neue unbestimmte Rechtsbegriffe zusätzliche 
Unklarheiten und widersprechen damit dem Ge-
bot der Vereinfachung von Rechtsvorschriften in 
eklatanter Weise. Die Rechtsanwendung für Be-
hörden, Wirtschaft und Kommunen wird damit 
noch komplizierter. 

Der Begriff des Standes der Technik ist im deut-
schen Rechtssystem durch langjährige Recht-
sprechung und insbesondere durch die im Bun-
des-Immissionsschutzgesetz enthaltene Defini-
tion bekannt und in der Rechtsanwendung sicher 
auszulegen. 

Für eine eigenständige wasserrechtliche, gesetz-
lich-abstrakte Definition des Standes der Technik 
besteht daher kein Regelungsbedürfnis. Zudem 
sollte eine Legaldefinition nicht vor Erlaß der 
Richtlinie über die integ rierte Vermeidung und 
Verminderung von Umweltverschmutzungen sei-
tens der Europäischen Gemeinschaft erfolgen. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b (§ 18a Abs. 2) 

In Artikel 1 Nr. 6 ist Buchstabe b zu streichen. 

Begründung 

Eine ausdrückliche Regelung im Wasserhaus-
haltsgesetz ist nicht erforderlich, da schon nach 
allgemeinem Verwaltungsrecht die Inanspruch-
nahme von Privaten als Verwaltungshelfer zuläs-
sig ist. Dementsprechend sehen bereits viele 
Landeswassergesetze die Möglichkeit vor, daß 
sich die zur Abwasserbeseitigung Verpflichteten 
bei der Erfüllung der Abwasserbeseitigungs-
pflicht auch privater Dritter bedienen können. Da 
die Änderung entbehrlich ist, ist sie im Interesse 
der Deregulierung abzulehnen. 

Die beabsichtigte Klarstellung ist überflüssig, da 
es schon bei der Einführung dieser Vorschrift im 
Jahre 1976 außer Zweifel stand, daß ein Abwas-
serbeseitigungspflichtiger sich zur Erfüllung sei-
ner gesetzlichen Aufgaben im Innenverhältnis 
Dritter bedienen kann. Im wasserrechtlichen 
Vollzug wird von dieser Möglichkeit ständig Ge-
brauch gemacht. Entsprechende rechtliche Kon-
kretisierungen sind bei den Ländern vorhanden. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 18a) 

In Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe c sind die Wörter „re-
geln auch" durch die Wörter „können regeln" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Zulassung der Übertragung der Abwasserbe-
seitigungspflicht auf einen Dritten muß der Ent-
scheidung der Länder überlassen bleiben. Eine 
weitergehende Bindung der Länder widersp richt 
dem Charakter des Gesetzes als Rahmenvor

-

schrift. Gründe, hier weitergehende Vorgaben 
seitens des Bundes zu setzen, sind weder in der 
Begründung aufgeführt noch überhaupt ersicht-
lich. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe a (§ 18b Abs. 1) 

In Artikel 1 Nr. 7 ist Buchstabe a zu streichen. 

Begründung 

Ein Bedarf für eine Änderung des geltenden 
§ 18b Abs. 1 wird nicht gesehen. Eine Einengung 
der Anforderungen an die Anlagen auf die Re-
geln der Abwassertechnik wäre verfehlt. Beach-
tet werden müssen auch andere Regeln der Tech-
nik, etwa im Bereich der Baukunst und des Im-
missionsschutzes etc. Die Einführung eines wei-
teren Begriffs eines Technikstandes („allgemein 
anerkannte Regeln der Abwassertechnik") führt 
zu einer weiteren Verkomplizierung des Geset-
zes sowie zu Unsicherheiten bei der Rechtsan-
wendung für Kommunen, Wi rtschaft und Behör-
den und widersp richt damit dem Gebot der 
Rechtsvereinfachung. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 18 c) 

In Artikel 1 ist Nummer 8 wie folgt zu fassen: 

,8. § 18c wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „die für mehr als 
3 000 kg/d BSB5 (roh) oder für" durch die 
Wörter „die für organisch belastetes Abwas-
ser von mehr als 3 000 kg/d BSB5 (roh) oder 
für anorganisch belastetes Abwasser von" er-
setzt. 

b) Folgender Satz 3 wird angefügt: „ ... (weiter 
wie Vorlage) ... ".' 

Begründung 

Die Änderung stellt die ursprüngliche Fassung 
des § 18c des Gesetzentwurfs des Bundesrates 
wieder her. Dieser ist im Gesetz ohne nähere An-
gaben nicht aufgenommen worden, obwohl es 
sich um eine wichtige redaktionelle Klärung für 
die Praxis handelt. 

Die Änderung bringt eine Klarstellung des Ge-
wollten. Die beiden Voraussetzungen für eine 
bundesrechtlich verlangte behördliche Zulas-
sung haben unterschiedliche Arten von Abwas-
serbehandlungsanlagen im Blick. Der Schwellen-
wert von 3 000 kg/d BSB5 (roh) soll für Anlagen 
gelten, die für organisch belastetes Abwasser 
ausgelegt sind. Der Schwellenwert von 1 500 m 3 

 in zwei Stunden (ausgenommen Kühlwasser) soll 
für Abwasseranlagen gelten, die für anorganisch 
belastetes Abwasser ausgelegt sind. Der Wortlaut 
der geltenden Fassung bringt diese Zuordnung 
nicht eindeutig zum Ausdruck, was in der Praxis 
zu Schwierigkeiten geführt hat. 
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8. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 18 c) 

In Artikel 1 Nr. 8 ist § 18c Satz 3 eingangs wie 
folgt zu fassen: 

„Eine wesentliche Änderung im Sinne des 
Satzes 1 liegt nur dann vor, wenn durch die bau-
liche Veränderung ... ". 

Begründung 

Der Begriff der wesentlichen Änderung wird so 
ausgelegt, daß eine Änderung dann wesentlich 
ist, wenn sie bezogen auf die Umwelt im Sinne 
des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG - namentlich also auf 
Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft/Klima und Landschaft sowie Kultur und son-
stige Sachgüter - nach A rt  und Umfang zu einer 
erneuten Umweltverträglichkeitsprüfung Anlaß 
gibt. 

Nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 UVPG sind Vorhaben nach 
Maßgabe der Anlage zu § 3 wesentliche Ände-
rungen einer Anlage nach Nummer 1 und 2, so-
weit sie erhebliche Auswirkungen auf die Um-
welt haben können. Die vorgesehene Anfügung 
des Satzes 3 entspricht dieser Auslegung und hat 
insoweit klarstellende Bedeutung. Eine Klarstel-
lung erscheint sinnvoll. Da es widersprüchlich 
wäre, die Länder zum Erlaß einer solchen Rege-
lung zu ermächtigen, sollte die Defini tion im 
WHG enthalten sein. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 31 Abs. 1 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 18 ist in § 31 Abs. 1 der Satz 2 zu 
streichen. 

Begründung 

Für eine Privilegierung der Wasserkraft besteht 
keine Veranlassung. Die Zulassung bedarf in je-
dem Fall der Einzelfallabwägung. Insbesondere 
besteht ansonsten die Gefahr, daß sich Projekte 
zur Nutzung der Wasserkraft selbst gegen prio ri

-täre andere Belange der Gewässerbewirtschaf-
tung oder Naturschutzbelange durchsetzen, wo 
dies nicht gerechtfertigt ist. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 31 Abs. 3) • 

In Artikel 1 Nr. 18 ist § 31 Abs. 3 wie folgt zu än-
dern: 

a) In Nummer 2 ist die Angabe „ § 2 Abs. 1 
Satz 1" durch die Angabe § 2 Abs. 1 Satz 2" 
sowie der Punkt durch das Wo rt  „oder" zu er-
setzen. 

b) Folgende Nummer 3 ist anzufügen: 

„3. mit Einwendungen nicht zu rechnen ist. " 

Begründung 

Die Genehmigungsvariante „wenn mit Einwen-
dungen nicht zu rechnen ist" hat sich in der Pra-
xis bewährt und ist im Interesse der Beschleuni-
gung von Verfahren zur Ergänzung der neuen 
Varianten unentbehrlich. Den Empfehlungen der 

sog. Schlichter-Kommission folgend, sollte die 
Variante erhalten bleiben. 

Die im Zusammenhang mit der Verkehrswege-
bzw. Abfallentsorgungsplanung geäußerten Be-
denken zur Übereinstimmung mit dem EG-Recht 
greifen nicht durch. Anders als in den genannten 
Beispielen gibt es für Gewässerausbauvorhaben 
keine allgemein begründete UVP-Pflicht nach 
der EG-UVP-Richtlinie. 

Die Änderungen in Buchstabe a sind redaktio-
neller bzw. berichtigender Art. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 31 Abs. 4 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 18 ist in § 31 Abs. 4 der Satz 1 zu 
streichen. 

Begründung 

Für die Vorschrift besteht in der Praxis kein Be-
dürfnis. Erforderlich ist nach wie vor die Prüfung 
der Planrechtfertigung für ein gesamtes Vorha-
ben, ebenso die Beurteilung der Einwirkungen 
auf Dritte. Dies gilt gerade vor dem Hintergrund 
des in Absatz 1 Satz 1 (neu) festgeschriebenen 
Gebotes, Gewässer in natürlichem oder naturna-
hem Zustand zu belassen bzw. sie wieder in ei-
nen solchen zu versetzen. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 31 Abs. 5) 

In Artikel 1 Nr. 18 ist § 31 Abs. 5 zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift enthält eine Verfahrensregelung. 
Die Ausgestaltung des Verwaltungsverfahrens ist 
Ländersache. Für eine bundesrechtliche Rege-
lung besteht weder das Bedürfnis noch eine ent-
sprechende Kompetenz aus Artikel 75 des 
Grundgesetzes. 

13. Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 31 Abs. 6 Satz 3) 

In Artikel 1 Nr. 18 ist § 31 Abs. 6 Satz 3 eingangs 
wie folgt zu fassen: 

„Der Planfeststellungsbeschluß oder die Geneh-
migung ist zu versagen, soweit von dem Ausbau 
eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemein-
heit, insbesondere eine erhebliche und dauer-
hafte, nicht ausgleichbare Erhöhung der Hoch-
wassergefahr oder eine Zerstörung natürlicher 
Rückhalteflächen, vor allem von Auwäldern, zu 
erwarten ist. " 

Begründung 

Die Planfeststellung und die Genehmigung sind 
auch aus anderen Gründen als denen des Hoch-
wasserschutzes zwingend zu versagen, wenn 
von dem Ausbau eine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit zu erwarten ist. Dies ist 
als Obersatz voranzustellen; die Erhöhung der 
Hochwassergefahr kann anschließend als wichti-
ges Beispiel einer Beeinträchtigung des Wohls 
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der Allgemeinheit hervorgehoben werden. In 
diesem Zusammenhang kommt der Erhaltung 
der Auwälder und ihrer Funktion im Rahmen des 
Hochwasserschutzes besondere Bedeutung zu. 

14. Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 32 Abs. 1) 

In Artikel 1 Nr. 19 ist § 32 Abs. 1 wie folgt zu fas-
sen: 

„(1) Soweit es 

1. der Erhalt oder die Verbesserung der ökolo-
gischen Struktur der Gewässer und ihrer 
Überflutungsflächen, 

2. die Verhinderung erosionsfördernder Eingrif-
fe, 

3. der Erhalt oder die Rückgewinnung natürli-
cher Retentionsflächen oder 

4. die Regelung des Hochwasserabflusses 

erfordern, sind die Gebiete, die bei Hochwasser 
überschwemmt werden, zu Überschwemmungs-
gebieten zu erklären. Für Überschwemmungsge-
biete sind Vorschriften zu erlassen, die 

1. natürliche Retentionsflächen sichern oder de-
ren Wiederherstellung ermöglichen, 

2. den schadlosen Abfluß des Hochwassers si-
chern." 

Begründung 

Die Änderung erweitert und konkretisiert die 
Zwecke, zu denen Überschwemmungsgebiete als 
Teil des vorbeugenden Hochwasserschutzes fest-
gesetzt werden können. Insbesondere gehört dazu 
auch die Verhütung von Erosionen durch Hoch-
wasser und der Erhalt und die Rückgewinnung 
von Flächen zur Rückhaltung von Hochwasser. 

Absatz 1 Satz 3 des Gesetzbeschlusses des Deut-
schen Bundestages, der Ausgleichsleistungen für 
die Landwirtschaft vorsieht, ist nicht übernom-
men worden. Diese Vorschrift würde zusätzliche 
Probleme für den Vollzug schaffen und falsche 
Hoffnungen auf Ausgleichsleistungen bei der 
Landwirtschaft wecken. Anordnungen in Über-
schwemmungsgebieten können nur getroffen 
werden, soweit sie zu den in Satz 2 genannten 
Zwecken erforderlich sind. Zur ordnungsgemä-
ßen Landwirtschaft in Überschwemmungsgebie-
ten gehört es aber, daß sie auf diese Lage im 
Überschwemmungsgebiet Rücksicht nimmt und 
keine Hochwassergefahren schafft oder ver-
schärft. Deshalb sind keine rechtmäßigen Anord-
nungen denkbar, die erhöhte Anforderungen an 
die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftli-
che Nutzung festsetzen, so daß der in der Ver-
weisung auf § 19 Abs. 3 Satz 1 und 3 enthaltene 
Ausgleichsanspruch ins Leere geht. 

Sollte jedoch mit Absatz 1 Satz 3 etwas anderes 
gemeint sein und die Länder verpflichtet werden, 
Ausgleichsleistungen für die land- oder forstwirt-
schaftliche Nutzung in Überschwemmungsge-
bieten vorzuschreiben, ist dies nicht finanzierbar. 

15. Zu Artikel 1 Nr. 20 (§ 33 Abs. 2 Nr. 3) 

In Artikel 1 Nr. 20 sind in § 33 Abs. 2 Nr. 3 nach 
den Wörtern „für das Einleiten von" die Wörter 
„nicht verschmutztem" einzufügen. 

Begründung 

Niederschlagswasser, das von bebauten Flächen 
abfließt, ist häufig mit Schadstoffen belastet. Das 
Einleiten des gesammelten Niederschlagswas-
sers sollte wegen der damit verbundenen Grund-
wassergefährdung erlaubnispflichtig bleiben. 


